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§37
(1) Wird jemand wegen einer strafbaren Handlung, 

die er bei oder im Zusammenhang mit dem Führen 
eines Kraftfahrzeugs oder unter Verletzung der Pflich­
ten eines Kraftfahrzeugführers begangen hat, zu einer 
Freiheitsstrafe oder einer Geldstrafe verurteilt, so 
kann ihm das Gericht für die Dauer von einem Mo­
nat bis zu drei Monaten verbieten, im Straßenverkehr 
Kraftfahrzeuge jeder oder einer bestimmten Art zu 
führen.

(2) Darf der Täter nach den für den internationa­
len Kraftfahrzeugverkehr geltenden Vorschriften im 
Inland Kraftfahrzeuge führen, ohne daß ihm von 
einer deutschen Behörde ein Führerschein erteilt wor­
den ist, so ist das Fahrverbot nur zulässig, wenn die 
Tat gegen Verkehrs Vorschriften verstößt.

(3) Das Fahrverbot wird mit der Rechtskraft des 
Urteils wirksam. Für seine Dauer wird ein von einer 
deutschen Behörde erteilter Führerschein amtlich ver­
wahrt. In ausländischen Fahrausweisen wird das Fahr­
verbot vermerkt.

(4) Ist ein Führerschein amtlich zu verwahren oder 
das Fahrverbot in einem ausländischen Fahrausweis 
zu vermerken, so wird die Verbotsfrist erst von dem 
Tage an gerechnet, an dem dies geschieht. In die Ver­
botsfrist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher 
der Täter auf behördliche Anordnung in einer An­
stalt verwahrt wird.

vgl. § 54 (bei § 42 m StGB West)
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§38
(1) Neben einer Freiheitsstrafe kann in den durch 

das Gesetz vorgesehenen Fällen auf die Zulässigkeit 
von Polizeiaufsicht erkannt werden.

§48
(1) Bei einer Verurteilung wegen eines Verbre­

chens kann das Gericht zur Verhütung erneuter Straf­
fälligkeit zusätzlich auf die Zulässigkeit staatlicher 
Kontrollmaßnahmen durch die Organe der Deutschen 
Volkspolizei erkennen, wenn

1. der Täter bereits wegen eines Verbrechens be­
straft ist;

2. die Würdigung seiner Tat und Persönlichkeit er­
gibt, daß nach Verbüßung der Strafe eine ordnungs­
gemäße Wiedereingliederung des Verurteilten durch 
staatliche Kontrollmaßnahmen unterstützt werden 
muß.

(2) Bei Verurteilung wegen Rowdytums und Zu­
sammenrottung kann das Gericht auf die Zulässigkeit 
staatlicher Kontrollmaßnahmen durch die Deutsche 
Volkspolizei erkennen, wenn der Täter mit Freiheits­
strafe oder Verurteilung auf Bewährung bestraft wird.
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